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Antrag 
 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
Keine Hilfen für Banken ohne einen neuen Ordnungsrahmen für die Finanzmärkte  
 
 
I. Kurzfristig: Stützung der Realwirtschaft 
 
Die Bundesregierung hat am 13. Oktober 2008 ein Rettungspaket zur Stabilisierung der Fi-
nanzmärkte vorgelegt, mit dem ein Überspringen der Finanzmarktkrise auf die Realwirtschaft 
vermieden werden soll. Nachdem die Folgen der Finanzmarktkrise lange unterschätzt wur-
den, versucht die Bundesregierung damit, den in den letzten Tagen fast zum Erliegen ge-
kommenen Interbankenmarkt wieder zu aktivieren. Dafür sollen aus Steuermitteln über einen 
Finanzmarktstabilisierungsfonds Garantien in einem Gesamtvolumen von 400 Mrd. EUR zur 
Verfügung gestellt werden. Zudem sind 80 Mrd. EUR zur Rekapitalisierung von Banken vor-
gesehen.  
 
 
II. Ein neuer Ordnungsrahmen für die Finanzmärkte ist unerlässlich 
 
Die globale Bankenkrise hat ihre Wurzeln in unzureichender Regulierung und Kontrolle der 
Finanzmärkte. Wenn das Notpaket der Bundesregierung nicht nur kurzfristig, sondern nach-
haltig Wirkung erzielen  soll, müssen deswegen auch schnellstmöglich die strukturellen Kon-
sequenzen aus der Finanzkrise gezogen werden: Es muss einen neuen Ordnungsrahmen 
für die Finanzmärkte geben. 
 
Von der EU-Kommission, von der Bundesregierung und von FinanzwissenschaftlerInnen 
wurden hierzu bereits vielfältige Vorschläge gemacht:  
 
• der Aufbau eines staatlichen "TÜV" für Finanzmarktprodukte; 
• der Aufbau eines globalen Kreditregisters; 
• die konsequente Bekämpfung und Austrocknung von Steueroasen;  
• die Gründung einer öffentlich-rechtlich organisierten europäischen Ratingagentur; 
• die Einführung einer Finanztransaktionssteuer (wie z. B. der Tobinsteuer als Devisen-

transaktionssteuer); 
• das Verbot von Leerverkäufen;  
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• die strikte Vorgabe, dass keine Risikoaktiva auf außerbilanzielle Zweckgesellschaften 
ausgelagert und so der Eigenkapitalvorhaltung entzogen werden dürfen;  

• die Einführung eines (20%igen) bilanziellen Selbstbehalts bei der Verbriefung und Wei-
tergabe von Hypothekarkrediten;  

• die Stärkung der Rechte der Verbraucherinnen und Verbraucher insbesondere in Haf-
tungsfragen.  

 
Die zentralen Leitbilder für diese neuen Spielregeln müssen Transparenz und Stabilität sein. 
Eigenkapitalrenditen von 25 % und mehr zu Lasten der Volkswirtschaften und Menschen 
dürfen auch im Finanzbereich nicht länger den Maßstab bilden. Die wichtigste Funktion der 
Finanzwirtschaft muss wieder werden, die Realwirtschaft zu unterstützen, anstatt diese 
durch eine globale Casino-Mentalität in den Abgrund zu treiben.  
 
 
III. Beschluss 
 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen fordert die Landesregierung auf, sich kurzfristig aktiv für 
einen neuen Ordnungsrahmen des Finanzmarktes einzusetzen. 
 
 
 
 
 
Sylvia Löhrmann 
Johannes Remmel 
Reiner Priggen 
Horst Becker 
Ewald Groth 
 
und Fraktion  
 
 



- 4 -

Fragenkatalog 
zur  Anhörung von Sachverständigen am 04. Februar 2009 

zum Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen 
"Keine Hilfen für Banken ohne einen neuen Ordnungsrah-

men für die Finanzmärkte" (Ds 14/7680) 

1. Sind die einzelnen im Antrag genannten Vorschläge und Instrumente geeignet, zu einem 
neuen Ordnungsrahmen für die Finanzmärkte im Sinne von mehr Stabilität und mehr 
Transparenz beizutragen? 

2. Welche weiteren Instrumente könnten aus Ihrer Sicht geeignet sein, die Stabilität und die 
Transparenz auf den Finanzmärkten zu erhöhen? 

3. Wie sind die einzelnen Instrumente international miteinander zu verzahnen, damit sie er-
folgreich wirken können und nicht einseitig zu Lasten einer einzelnen Volkswirtschaft ge-
hen?

4. Welche Schlussfolgerungen sind aus der aktuellen Krise in Bezug auf die Struktur  
und die Arbeitsweise der Finanzmarktaufsicht zu ziehen? 

5. Welche Auswirkungen hätte die Einrichtung einer (integrierten) europäischen Finanz-
marktaufsicht auf das deutsche Dreisäulensystem? 

6. Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus der aktuellen Krise in Bezug auf die Rege-
lungen zur Eigenkapitalausstattung nach BASEL II? 

7. Haben Schwächen im Bereich der unternehmensinternen Risikosteuerung und/oder fal-
sche unternehmensinterne Anreizsysteme zu der aktuellen Krise beigetragen? Wenn ja, 
wie lassen sich diese Mängel beheben?   

8. Wo liegen die Mängel der bestehenden Finanzmarktordnung insbesondere mit Blick auf 
ihre Auswirkungen auf die Kreditvergabe an mittelständische Unternehmen in der derzei-
tigen konjunkturellen Abschwungsituation?  

9. Ist es notwendig, eine öffentlich-rechtliche Ratingagentur zu gründen oder könnten mit 
Verfahrensvorschriften, wie es sie z. B. für Wirtschaftsprüfungsunternehmen gibt, nicht 
bessere Ergebnisse erreicht werden?  

10. Halten Sie es für möglich, dass eine öffentlich-rechtliche Ratingagentur erforderlich ist, 
um bestmögliche und qualitativ hochwertige Ratings zu vergeben? 

11. Was könnte Politik unternehmen, um mehr Wettbewerb auf dem Ratingmarkt zu errei-
chen?
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